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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Energieeinsparungsgesetzes 


A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung) 
(ABI. L 153 vom 18.6.2010, S. 13, ABI. L 155 vom 22.6.2010, S. 61) ist in 
deutsches Recht umzusetzen. Durch die vorliegende Gesetzesänderung werden 
die erforderlichen Verordnungsermächtigungen geschaffen. 


B. Lösung 

Schaffung der erforderlichen gesetzlichen Verordnungsermächtigungen. Darü- 
ber hinaus wird eine ab 2019 beziehungsweise 2021 geltende Grandpflicht zur 
Errichtung von Neubauten als Niedrigstenergiegebäude im Energieeinspa- 
rangsgesetz verankert. 


C. Alternativen 

Wegen der europarechtlichen Umsetzungspflicht ist die Schaffung der erforder- 
lichen Verordnungsermächtigungen unabdingbar. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die Gesetzesänderang keine 
Kosten. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Keiner. 

E.3 Erfüllungsaufwand der öffentlichen Verwaltung 

Bund, Ländern und Gemeinden entsteht durch die Gesetzesänderang kein Er- 
füllungsaufwand. 
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F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft entstehen durch die Gesetzesänderung keine Kosten. Auf Grund 
der Gesetzesänderung sind Einzelpreisanpassungen und Auswirkungen auf das 
allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu 
erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, März 2013 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Energieeinsparungs- 
gesetzes 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung und das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 8. Februar 2013 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Energieeinsparungsgesetzes* 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Energieeinsparungsgesetzes 

Das Energieeinsparungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. September 2005 (BGBl. 1 S. 2684), 
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2009 
(BGBl. 1 S. 643) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Nach § 2 wird folgender § 2a eingefugt: 

,,§ 2a 

Zu errichtende Niedrigstenergiegebäude 

(1) Wer nach dem 31. Dezember 2020 ein Gebäude 
errichtet, das nach seiner Zweckbestimmung beheizt 
oder gekühlt werden muss, hat das Gebäude, um Energie 
zu sparen, als Niedrigstenergiegebäude nach Maßgabe 
der nach Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung zu 
errichten. Für zu errichtende Nichtwohngebäude, die im 
Eigentum von Behörden stehen und von Behörden ge- 
nutzt werden sollen, gilt die Pflicht nach Satz 1 nach 
dem 31. Dezember 2018. Ein Niedrigstenergiegebäude 
ist ein Gebäude, das eine sehr gute Gesamtenergieeffizi- 
enz aufweist; der Energiebedarf des Gebäudes muss sehr 
gering sein und soll, soweit möglich, zu einem ganz we- 
sentlichen Teil durch Energie aus emeuerbaren Quellen 
gedeckt werden. Die §§ 1 und 2 bleiben unberührt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Nied- 
rigstenergiegebäuden zu regeln, denen zu errichtende 
Gebäude genügen müssen. 

(3) Die Bundesregierung hat die Rechtsverordnung 
nach Absatz 2 vor dem 1. Januar 2019 zu erlassen.“ 

2. ln § 3 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „lnspek- 
tion“ die Wörter „einschließlich Inspektionsberichten, 
die Berechtigung zur Durchführung von Inspektionen 
sowie die Anforderungen an die Qualifikation der inspi- 
zierenden Personen“ eingefügt. 


* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung) (ABI. L 153 
vom 18.6.2010, S. 13, ABI. L 155 vom 22.6.2010, S. 61). Die Bezug- 
nahmen im Zweiten und Dritten Gesetz zur Änderung des Energie- 
einsparungsgesetzes vom 1 . September 2005 beziehungsweise 
28. März 2009 (BGBl. I S. 2682 bzw. S. 643) auf die Richtlinie 
2002/91/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2002 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
gelten als Bezugnahmen auf die in dem vorhergehenden Satz ge- 
nannte Richtlinie 20 10/31 /EU. 


3. § 5a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Europäischen Gemein- 
schaften“ durch die Wörter „Europäischen Union“ 
ersetzt und werden nach dem Wort „Gebäudeteils“ 
ein Komma sowie die Wörter „eines Bauteils“ einge- 
fügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 5 wird das Wort „begleitende“ ge- 
strichen und wird das Wort „kostengünstige“ 
durch das Wort „kosteneffiziente“ ersetzt. 

bb) In Nummer 6 werden die Wörter „zugänglich zu 
machen“ durch die Wörter „vorzulegen oder zu 
übergeben sowie Angaben aus Energieausweisen 
in Immobilienanzeigen in kommerziellen Me- 
dien, insbesondere bei Verkauf und Vermietung, 
zu neimen“ ersetzt. 

cc) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. den Aushang von Energieausweisen in Ge- 
bäuden mit starkem Publikumsverkehr und 
die Art der Gebäude,“. 

c) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Energieausweise und die Angaben aus den En- 
ergieausweisen, die auf Grund einer Verordnung 
nach Satz 2 Nummer 6 in Immobilienanzeigen in 
kommerziellen Medien genannt werden müssen, die- 
nen lediglich der Information.“ 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Art und das Verfahren der Überwachung von in 
den Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz festge- 
setzten Anforderungen an zu errichtende Gebäude zu 
regeln. Durch Landesrecht können Anforderungen an 
die Art der Überwachung geregelt werden, die über 
die in einer Rechtsverordnung nach Satz 1 hierzu ge- 
troffenen Regelungen hinausgehen. Zur Ermög- 
lichung der Durchführung der Überwachung können 
in der Rechtsverordnung nach Satz 1 Regelungen 
über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der 
hierfür erforderlichen Daten, einschließlich perso- 
nenbezogener Daten, getroffen werden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz I werden nach den Wörtern „vorbehalt- 
lich des Absatzes 3“ die Wörter „sowie des § 7b“ 
eingefügt und wird die Angabe „§§ 1,2 und 5a“ 
durch die Wörter „§§ 1 bis 2a und 5a“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§§ I und 2“ durch 
die Angabe „§§ I bis 2a“ ersetzt. 
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c) ln Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „Die 
Bundesregierung wird“ die Wörter „vorbehaltlich des 
§ 7b“ eingefugt. 

d) ln Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§§ 1 und 2“ 
durch die Angabe „§§ 1 bis 2a“ ersetzt. 

5. ln § 7a Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§§ 1 sowie 2 
Abs. 1 und 2“ durch die Wörter „§§ 1 und 2 Absatz 1 
und 2 sowie § 2a“ ersetzt. 

6. Nach § 7a wird folgender § 7b eingefugt: 

„§ 7b 

Kontrolle von Energieausweisen und 
Inspektionsberichten 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Art und das Verfahren der Erfassung und Kontrolle von 
Energieausweisen und von Inspektionsberichten über 
Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 3 Absatz 1 
zu regeln. Die Vorgaben können sich insbesondere be- 
ziehen auf 

1 . Inhalt, Umfang und Ausgestaltung der Kontrolle, 

2. Regelungen zur Erfassung von Energieausweisen 
und Inspektionsberichten, insbesondere auf hierfür 
erforderliche Mitteilungspflichten, Pflichten zur Be- 
antragung und Verwendung von Registriemummem 
und Bestimmungen über die Zuteilung von Regis- 
triernummem, und 

3. Pflichten zur Aufbewahrung und Herausgabe von 
Energieausweisen und Inspektionsberichten ein- 
schließlich der bei der Erstellung erhobenen, gespei- 
cherten und genutzten Daten zur Durchführung der 
Kontrolle. 

Zur Ermöglichung der Durchführung der Kontrolle kön- 
nen in der Rechtsverordnung nach Satz 1 Regelungen 
über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der hier- 
für erforderlichen Daten, einschließlich personenbezo- 
gener Daten, getroffen werden. Zudem körmen in einer 
Rechtsverordnung nach Satz 1 Vorgaben zu Berichts- 
pflichten der Länder über die Durchführung der Kon- 
trolle getroffen werden. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die Übergangszeit, bis die Einrichtung der Behörden im 
jeweiligen Land landesrechtlich geregelt ist, die Übertra- 
gung von Aufgaben zur Erfassung und Kontrolle von 
Energieausweisen und von Inspektionsberichten über 
Anlagen und Eiruichtungen im Sinne des § 3 Absatz 1 
auf bestehende Behörden der Länder zu regeln. Regelun- 
gen nach Satz 1 zur Übertragung von Kontrollaufgaben 
können sich nur auf solche Aufgaben beziehen, die elek- 
tronisch durchgeführt werden können. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, zu den 
in den Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 
getroffenen bundesrechtlichen Regelungen zur Erfas- 
sung und Kontrolle von Energieausweisen und Inspek- 
tionsberichten durch Rechtsverordnung Regelungen zu 
erlassen 

1. zur Art der Durchführung der Erfassung und Kon- 
trolle von Energieausweisen und Inspektionsberich- 


ten, die über die Vorgaben der in den Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 getroffenen bun- 
desrechtlichen Regelungen hinausgehen, sowie 

2. zum Verfahren, die auch von Regelungen in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 abwei- 
chen können. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Übertragung von Aufgaben zur 
Erfassung und Kontrolle von Energieausweisen und In- 
spektionsberichten, die in den Rechtsverordnungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 geregelt sind, auf folgende Stellen 
zu regeln: 

1. auf bestehende Landesbehörden oder 

2. auf Fachvereinigungen oder Sachverständige (Belei- 
hung). 

Bei der Übertragung im Wege der Beleihung körmen die 
Landesregierungen in der Rechtsverordnung nach Satz 1 
Nummer 2 auch die Voraussetzungen und das Verfahren 
der Beleihung regeln; dabei muss sichergestellt werden, 
dass die Aufgaben von der beliehenen Stelle entspre- 
chend den Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 
bis 3 wahrgenommen werden. Beliehene unterstehen 
der Aufsicht der jeweils zuständigen Landesbehörde.“ 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer I wird die Angabe „§ 3 Abs. 2“ ge- 
strichen. 

bb) Die Nummern 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„2. nach § 3 Absatz 2 Satz 1 oder § 5a Satz 1 
oder 

3. nach § 7 Absatz 4 Satz 1, § 7a, § 7b Absatz 1 
Satz 1 oder Satz 3 oder § 7b Absatz 3“. 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig entgegen § 2a Absatz 1 Satz 1 in Verbin- 
dung mit einer Rechtsverordnung nach § 2a Absatz 2 
ein Gebäude nicht richtig errichtet.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und in ihm 
werden nach den Wörtern „des Absatzes 1 Nr. 1“ die 
Wörter „und des Absatzes 2“ eingefügt. 

Artikel 2 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung können den Wortlaut des Energieeinsparungsge- 
setzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt gemeinsam bekannt machen. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Ziele und wesentliche Neuregelungen des 
Änderungsgesetzes 

1. Anlass 

Zur Senkung des Energieverbrauchs im Gebäudebereich 
und mit Blick auf das Ziel einer Steigerung der Energieeffi- 
zienz um 20 Prozent bis 2020 hat die Europäische Union die 
Richtlinie 20 10/31 /EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffi- 
zienz von Gebäuden (Neufassung) (ABI. L 153 vom 
18.6.2010, S. 13, ABI. L 155 vom 22.6.2010, S. 61) - im 
Folgenden Gebäuderichtlinie genannt - beschlossen. Zahl- 
reiche Vorgaben der Gebäuderichtlinie sind bereits gelten- 
des Recht. Der nationale Umsetzungsbedarf ist also be- 
grenzt. Soweit nicht eine Regelung unmittelbar im Energie- 
einsparungsgesetz (EnEG) vorgesehen ist, sollen die zur 
vollständigen Richtlinienumsetzung noch zu regelnden As- 
pekte im Wesentlichen in die Energieeinsparverordnung 
(EnEV) aufgenommen werden. Der Änderung des Energie- 
einsparungsgesetzes bedarf es insoweit, als für die Ände- 
rungen in der EnEV ergänzende Rechtsverordnungsermäch- 
tigungen erforderlich werden bzw. bestehende Rechtsver- 
ordnungsermächtigungen modifiziert werden müssen. Die 
Neuregelungen müssen nach Artikel 28 der Gebäuderichtli- 
nie bis zum 9. Januar 2013 in Kraft treten. 

Im Hinblick auf die Einführung des Niedrigstenergiestan- 
dards für Neubauten soll die Gesetzesänderung auch das 
Energiekonzept der Bundesregierung vom 28. September 
2010 sowie den Energiewendebeschluss vom 6. Juni 2011 
Umsetzen (Einführung klimaneutraler Neubauten ab 2020). 

2. Wesentliche Änderungen im Überblick 

- Einführung einer neuen Grundpflicht zur Errichtung von 
Niedrigstenergiegebäuden in § 2a und Schaffung ent- 
sprechender Ermächtigungsgrundlagen; 

- Einfügung einer Ermächtigung der Bundesregierung zur 
Regelung von Kontrollmaßnahmen bei der Errichtung 
von Gebäuden mit dem Ziel der Stärkung des Vollzugs 
(§ 7 Absatz la - neu); 

~ Stärkung der Energieausweise zur Umsetzung einiger 
Vorgaben der Artikel 1 1 bis 13 Gebäuderichtlinie in § 5a 
(z. B. Pflicht zur Angabe eines Energiekennwertes bei 
Immobilienanzeigen in kommerziellen Medien, insbe- 
sondere bei Verkaufs- und Vermietungsanzeigen; Aus- 
hangpflicht auch bei bestimmten Gebäuden mit großem 
Publikumsverkehr, der nicht auf einer behördlichen Nut- 
zung beruht); 

- Einführung eines unabhängigen Stichprobenkontrollsys- 
tems für Energieausweise und Inspektionsberichte über 
Klimaanlagen zur Umsetzung des Artikels 18 Gebäude- 
richtlinie (neuer § 7b); 

- Schaffung neuer Ordnungswidrigkeiten zur effektiven 
Umsetzung der Gebäuderichtlinie (§ 8 Absatz 1 und 2). 

Im Übrigen wurde geprüft, ob in § 5a Satz 2 Nummer 8 zur 
Verdeutlichung der Rechtslage ausdrücklich klargestellt 


werden sollte, dass den Ländern für den Bereich der Neu- 
bauten eine Regelungsbefugnis für die Berechtigung zur 
Ausstellung von Energieausweisen verbleibt. Im Ergebnis 
besteht für eine Gesetzesänderung kein Bedürfnis. Bereits 
der geltende § 5 Satz 2 Nummer 8 enthält keine abschlie- 
ßende, erschöpfende Regelung, entfaltet also grundsätzlich 
keine Sperrwirkung nach Artikel 72 Absatz 1 des Grundge- 
setzes (GG) gegenüber dem Landesrecht. Da der Bund sich 
in § 2 1 EnEV auf die Regelung der Ausstellungsberechti- 
gung für bestehende Gebäude (Fälle des § 16 Absatz 2 und 3 
EnEV) beschränkt hat, also keine Regelungen über die Be- 
rechtigung zur Ausstellung von Energieausweisen für Neu- 
bauten (Fälle des § 16 Absatz 1 EnEV) getroffen hat, kön- 
nen die Länder die vom Bund nicht geregelten Anwen- 
dungsbereiche des § 5a Satz 2 Nummer 8 selbst regeln. 

II. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Das Energieeinsparungsgesetz gehört zum Recht der Wirt- 
schaft, vor allem der Energiewirtschaft sowie der Bau- und 
Wohnungswirtschaft. Die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 1 GG. Die 
vorgeschlagenen Gesetzesänderungen sollen vorrangig zur 
Einsparung von Energie im Gebäudebereich, zur Minde- 
rung der Importabhängigkeit und zur Stärkung der Ver- 
sorgungssicherheit beitragen. Unmittelbar werden diese 
energiewirtschaftlichen Zwecke durch die Einführung des 
Niedrigstenergiegebäudestandards für Neubauten verfolgt. 
Mittelbar werden die Grundlagen für eine weitere Ener- 
gieeinsparung im Gebäudebereich dadurch verbessert, dass 
energiesparbewusste Verbraucherentscheidungen unter- 
stützt werden; diesem Zweck dienen die Verordnungser- 
mächtigungen zur Stärkung der Energieausweise. In die 
gleiche Richtung zielt die Verordnungsermächtigung zur 
Einführung des unabhängigen Stichprobenkontrollsystems 
für Energieausweise und Inspektionsberichte. 

Zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit ist im ge- 
samtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung 
im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 GG erforderlich. Eine 
Rechtszersplitterung bei den Anforderungen an die Energie- 
effizienz von Neubauten würde sich nachteilig auf die Ent- 
wicklung bundesweit vertriebener Bauprodukte, z. B. ener- 
getisch hocheffizienter Fertighäuser, auswirken. Aus diesem 
Grunde gewährleistet ein bundesweit einheitliches, ab- 
schließend festgelegtes energetisches Anforderungsniveau 
für Niedrigstenergiegebäude, dass die produzierende Bau- 
wirtschaft berechenbare und verlässliche technische und 
rechtliche Rahmenbedingungen für die Produktentwicklung 
und die Produktion für den deutschen Markt vorfindet. 

Hinsichtlich des Stichprobenkontrollsystems sind grund- 
sätzliche, einheitliche bundesrechtliche Bestimmungen ge- 
boten, um einen wirksamen Verbraucherschutz zu gewähr- 
leisten und einen weitgehend einheitlichen Vollzug durch 
die Länder zu ermöglichen. Gleichzeitig haben die Länder 
die Möglichkeit auf der Grundlage des bundeseinheitlichen 
Gerüsts zur Art der Erfassung und Kontrolle über die bun- 
desrechtlichen Regelungen hinausgehende und ergänzende 
landesrechtliche Detailregelungen zu treffen. Von den Rege- 
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lungen zum Verfahren können die Länder gegebenenfalls 
auch abweichen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Bußgeld- 
vorschriften ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 
GG (Strafrecht). 

III. Gesetzesfolgen, Kosten 

1 . Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf entstehen den öffent- 
lichen Haushalten des Bundes sowie der Länder und Kom- 
munen keine Kosten, weil keine Pflichten geregelt, sondern 
lediglich die Ermächtigungsgrundlagen für noch zu erlas- 
sende Regelungen geschaffen werden. Erst beim Ausfüllen 
der gesetzlichen Ermächtigungen im Verordnungswege 
können Kosten entstehen. Diese müssen in der Begründung 
des Verordnungsentwurfs dargelegt werden. 

2. Kosten für die Wirtschaft und Preiswirkungen 

Für die Wirtschaft entstehen durch den vorliegenden Ge- 
setzentwurf keine unmittelbaren Pflichten und dementspre- 
chend keine Kosten. Etwaige Kosten würden auf der Ausge- 
staltung der verordnungsrechtlichen Regelungsinhalte und 
nicht auf dem Gesetzentwurf selbst beruhen. 

Entsprechendes gilt für die Auswirkungen auf die Einzel- 
preise bzw. das allgemeine Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau. 

3. Erfüllungsaufwand 

Durch die Erweiterung der gesetzlichen Verordnungser- 
mächtigungen entsteht auch kein neuer Erfüllungsaufwand. 
Die Verordnungsermächtigungen als solche begründen 
keine Pflichten für Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft 
und die Verwaltung. 

4. Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 

Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie wurden geprüft. Der vorliegende 
Gesetzentwurf enthält im Wesentlichen neue bzw. geänderte 
Verordnungsermächtigungen. Infolge der darauf beruhen- 
den noraiativen „Arbeitsteilung“ zwischen dem Gesetzge- 
ber und dem Verordnungsgeber werden auf der Ebene des 
Gesetzes die Belange der Nachhaltigkeitsstrategie nicht be- 
rührt. 

5. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Das Gesetz hat nach den gleichstellungspolitischen Grund- 
sätzen der Bundesregierung keine Auswirkungen auf die 
Gleichstellung. 

6. Vereinbarkeit mit Europarecht; Befristung des Ände- 
rungsgesetzes 

Die vorgesehenen Gesetzesänderungen sind mit Europa- 
recht vereinbar. Sie dienen der dauerhaften Umsetzung der 
unbefristeten EU-Gebäuderichtlinie, so dass eine befristete 
Geltungsdauer nicht in Betracht kommt. 


B. Zu den einzelnen Vorsehriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Energieeinsparungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 2a - neu - Zu errichtende Niedrigst- 

energiegebäude) 

Die Bestimmimg dient der Umsetzung des Artikels 9 Absatz 1 
Satz 1 der Gebäuderichtlinie. Nach dieser Vorschrift gewähr- 
leisten die Mitgliedstaaten, dass nach dem 31. Dezember 
2018 neue Gebäude, die von Behörden als Eigentümern ge- 
nutzt werden, und „bis zum“ (gemeint ist: „nach dem“) 
3 1 . Dezember 2020 alle neuen Gebäude Niedrigstenergiege- 
bäude sind. 

Darüber hinaus gibt das Energiekonzept vor, dass Neubauten 
bereits ab 2020 „klimaneutral“ auf der Basis von primärener- 
getischen Kermwerten sein müssen. Wie in den „Eckpunkten 
Energieeffizienz“ der Bundesregierung festgestellt wird, 
deckt sich dieser Neubaustandard mit der Vorgabe des Arti- 
kels 9 Absatz 1 Satz 1 der Gebäuderichtlinie. Zugleich er- 
möglicht der neue § 2a die im Energiewendebeschluss vom 
6. Juni 2011 angestrebte schrittweise Heranführung der ener- 
getischen Neubaustandards an den N iedrigstenergiestandard. 

Zu Absatz 1 

Der neue § 2a Absatz 1 soll Bauherren verpflichten, Neu- 
bauten nach dem 3 1 . Dezember 2020 als Niedrigstenergie- 
gebäude zu errichten (Satz 1). Für zu errichtende Neubau- 
ten, die von Behörden genutzt werden sollen und im Eigen- 
tum von Behörden stehen, wird die Verpflichtung bereits 
zwei Jahre früher wirksam (Satz 2). Bei behördlich genutz- 
ten Gebäuden kann es sich in Umsetzung der Gebäudericht- 
linie nur um Nichtwohngebäude, wie Bürogebäude, han- 
deln. Der bewusst aus der Richtlinie übernommene Begriff 
„Behörde“ ist enger als der Begriff „öffentliche Hand“. Der 
Wortlaut „im Eigentum von Behörden“ erfasst die Nicht- 
wohngebäude, die Eigentum des Rechtsträgers der jewei- 
ligen Behörde sind. Die Fonnulierung der Grundpflicht 
(„Wer . . .“) folgt dem Sprachgebrauch der bereits existieren- 
den gesetzlichen Grundpflichten, wie § 1 Absatz 1 und § 2 
Absatz 1. Damit wird auch der Normadressat bestimmt. 

Was unter einem Niedrigstenergiegebäude zu verstehen ist, 
regelt die Legaldefmition in Satz 3. Sie übernimmt unter 
Beachtung des Koalitionsvertrages („Eins-zu-eins“-Um- 
setzung) und des Kabinettbeschlusses zur Energiewende 
vom 6. Juni 2011 („Eckpunkte Energieeffizienz“) die Min- 
destvorgaben der Legaldefmition in Artikel 2 Absatz 2 der 
Gebäuderichtlinie. Dies gilt auch für die Wendung „der sehr 
geringe Energiebedarf‘. Wenngleich es wünschenswert 
wäre, dieses Tatbestandsmerkmal schon im Gesetz mit 
einem bestimmten, einheitlichen Energiekennwert zu präzi- 
sieren, steht dieser Überlegung neben der Notwendigkeit, 
bei der Festlegung eines Schwellenwertes den Grundsatz 
der wirtschaftlichen Vertretbarkeit zu beachten, vor allem 
die ausgeprägte Heterogenität der Gebäudenutzungen in 
Deutschland entgegen. Die Verknüpfung des Begriffs des 
„sehr geringen Energiebedarfs“ mit dem Begriff der Gesam- 
tenergieeffizienz in Satz 3 führt dazu, dass der „sehr geringe 
Energiebedarf' nicht absolut, sondern bezogen auf die je- 
weilige Gebäudenutzung zu verstehen ist. Die Legaldefi- 
nition des Begriffs Gesamtenergieeffizienz in Artikel 2 
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Nummer 4 der Gebäuderichtlinie beschreibt nämlich die 
GesamtenergieefFizienz eines Gebäudes als „die berechnete 
oder gemessene Energiemenge, die benötigt wird, um den 
Energiebedarf im Rahmen der üblichen Nutzung des Ge- 
bäudes (...) zu decken“. Sofern in Ausnahmefällen die Nut- 
zung eines Gebäudes zu einem außergewöhnlich hohen 
Energiebedarf führt, greift die Ausnahmevorschrift des Arti- 
kels 9 Absatz 6 der Gebäuderichtlinie (siehe dazu unten im 
Folgenden). 

Das in der Legaldefmition der Gebäuderichtlinie verwen- 
dete Wort „sollte“ (englisch: „should“), das sich im Wesent- 
lichen auf den durch emeuerbare Energien zu deckenden 
Restenergiebedarf bezieht, ist europarechtlich nicht im 
Sinne einer Pflicht der Mitgliedstaaten zu verstehen, son- 
dern als rechtlich unverbindliche Aufforderung. Im vorlie- 
genden Gesetzentwurf wird die Legaldefinition in dieser 
Hinsicht mit der Wendung „soll, soweit möglich“ übertra- 
gen. Damit trägt der Wortlaut inhaltlich auch den „Eckpunk- 
ten Energieeffizienz“ der Bundesregierung zur Ener- 
giewende Rechnung. Eine nähere Präzisierung des („nach 
Möglichkeit“ einzusetzenden) Anteils emeuerbarer Ener- 
gien ist europarechtlich nicht gefordert. Sie wäre auch sach- 
lich nicht möglich, weil schon die Beantwortung der Frage, 
ob emeuerbare Energien im Einzelfall zu wirtschaftlich ver- 
tretbaren Konditionen eingesetzt werden können, in hohem 
Maße von den Verhältnissen am Standort des Gebäudes ab- 
hängt. Im Einklang mit der Gebäuderichtlinie karm ein 
Niedrigstenergiegebäude deshalb im Einzelfall auch ein Ge- 
bäude sein, das einen sehr geringen Energiebedarf aufweist, 
ohne emeuerbare Energien zu nutzen. Die Legaldefinition 
der Richtlinie soll im Übrigen in gestraffter Form in deut- 
sches Recht übertragen werden. Zur Umsetzung ist es nicht 
erforderlich, den Oberbegriff „Energie aus emeuerbaren 
Quellen“ durch Übernahme der Teilmenge „einschließlich 
Energie aus emeuerbaren Quellen, die am Standort oder in 
der Nähe erzeugt wird“ zu ergänzen. 

Der neue § 2a emiächtigt die Bundesregiemng nicht dazu, 
in der EnEV eine Verpflichtung zum Einsatz emeuerbarer 
Energien in Neubauten zu begründen. Die in der Begriffs- 
bestimmung des Satzes 3 angesprochene Nutzung emeuer- 
barer Energien kennzeichnet vielmehr nur eine mögliche 
anlagentechnische Erscheinungsform des Niedrigstenergie- 
gebäudes. Inhalt und Umfang einer Nutzungspflicht für er- 
neuerbare Energien sind im Bundesrecht im Emeuerbare- 
Energien- Wärmegesetz (EEWärmeG) geregelt. 

Gegenstand des neuen § 2a ist die Gesamtenergieeffizienz 
des Gebäudes, die auch die Nutzung emeuerbarer Energien 
einschließt; vgl. die seit 2005 geltende Legaldefinition der 
Gesamtenergieeffizienz in § 5 Absatz 5. Daneben bleiben 
die §§ 1 und 2 unberührt. So soll sich die Gmndp flicht zur 
Beachtung von einzelnen Anforderangen an bestimmte 
Komponenten des baulichen Wärmeschutzes und bestimmte 
Bestandteile der Anlagentechnik auch künftig aus § 1 Ab- 
satz 1 und 2 sowie § 2 Absatz 1 und 2 ergeben. Satz 4 soll 
dies klarstellen. Die Bundesregierang ist auf Grand der bis- 
herigen Verordnungsermächtigungen in § 1 Absatz 2 und 
§ 2 Absatz 2 auch künftig befugt, in einer Rechtsverordnung 
einzelne Anfordemngen an den baulichen Wärmeschutz, 
wie z. B. an die Wärmedurchgangskoeffizienten von 
Außenwand oder Fenstern, und an die Bestandteile der An- 
lagentechnik, wie z. B. an Heizkessel, zu stellen. 


Artikel 9 Absatz 6 der Gebäuderichtlinie erlaubt Aus- 
nahmen vom Niedrigstenergiegebäudestandard, wenn die 
Kosten-Nutzen- Analyse über die wirtschaftliche Lebens- 
dauer des betreffenden Gebäudes negativ ausfällt. Diese 
Ausnahmeregelung in der Richtlinie bedarf keiner geson- 
derten Umsetzung, da sie sich in der Sache bereits aus dem 
allgemeinen Wirtschaftlichkeitsgmndsatz des § 5 Absatz 1 
ergibt. Unabhängig davon bleibt die weitere, nicht abschlie- 
ßende Verordnungsermächtigung des § 4 Absatz 1 für Aus- 
nahmeregelungen unberührt. 

Mit der Einfühmng der Grandpflicht zur Errichtung von 
Neubauten im Niedrigstenergiegebäudestandard und der 
entsprechenden Verordnungsemiächtigung bzw. -Verpflich- 
tung des § 2a Absatz 2 und 3 des Gesetzentwurfs macht der 
Bundesgesetzgeber - ebenso wie in den §§ 1 bis 4 des gel- 
tenden Rechts - erschöpfend und abschließend Gebrauch 
von der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Ar- 
tikels 74 Absatz 1 Nummer 11 GG. Mit der Sperrwirkung 
wird rechtspolitisch ein Gleichklang mit dem EEWärmeG 
angestrebt, denn auch dessen Regelungen zu der Pflicht, er- 
neuerbare Energien bei Neubauten zu nutzen, entfalten wei- 
testgehend Sperrwirkung gegenüber weitergehendem Lan- 
desrecht. 

Zu Absatz 2 

Durch Absatz 2 wird die Bundesregierung zum Erlass kon- 
kreter Vorgaben an die ab 2019 bzw. 2021 verbindliche en- 
ergetische Mindestqualität von Niedrigstenergiegebäuden 
ermächtigt (zur fristgebundenen Verpflichtung der Bundes- 
regierung vgl. Absatz 3). Der Regelungsauftrag an die Bun- 
desregierung ist unter Berücksichtigung der Bindung des 
Verordnungsgebers an den Grundsatz der wirtschaftlichen 
Vertretbarkeit (§ 5 Absatz 1 Satz 1) bestimmt genug. Der 
hier verwendete Begriff „Gesamtenergieeffizienz“ hat die- 
selbe Bedeutung wie der gleiche Begriff im geltenden § 5 
Absatz 5. 

Zu Absatz 3 

Während Absatz 2 eine nicht fristgebundene Verordnungs- 
ermächtigung enthält, verpflichtet Absatz 3 mit Rücksicht 
auf die Fristvorgaben der Gebäuderichtlinie die Bundesre- 
gierung, die näheren Anforderungen an die Gesamtenergie- 
effizienz von Niedrigstenergiegebäuden vor dem 1. Januar 
2019 zu regeln. Damit sich die Normadressaten sowie die 
Planungs- und Baupraxis frühzeitig auf die Anforderungen 
einstellen können, sollte der Verordnungsgeber diese 
Höchstfrist möglichst nicht ausschöpfen. 

Zu Nummer 2 (§3 Absatz 2 Satz 2 - Energiesparender 

Betrieb von Anlagen) 

Die Einfügung der Wörter „einschließlich Inspektionsbe- 
richten“ dient der Umsetzung des Artikels 16 der Gebäude- 
richtlinie, der die Anfertigung von Berichten über durchge- 
führte Inspektionen vorsieht. Soweit die Einfügung „die Be- 
rechtigung zur Durchführung von Inspektionen sowie die 
Anforderungen an die Qualifikation der inspizierenden Per- 
sonen“ betrifft, soll dies die bestehende Rechtslage lediglich 
klarstellen. 
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Zu Nummer 3 (§ 5a - Energieausweise) 

Zu Buchstabe a (Satz 1) 

Die redaktionelle Änderung („Europäischen Union“) dient 
der Anpassung an den Vertrag von Lissabon. 

Die Einfügung der Wörter „eines Bauteils“ dient der Klar- 
stellung; in Energieausweisen sind teilweise auch Angaben 
zur energetischen Qualität der Gebäudehülle enthalten. Im 
Hinblick auf Angaben zur Nutzung emeuerbarer Energien 
in den Energieausweisen muss Satz 1 nicht geändert wer- 
den. Solche Angaben werden bereits vom bisherigen Wort- 
laut erfasst. Unter „Angaben und Kermwerte über die Ener- 
gieeffizienz“ fallen auch Angaben zum Energieträger bzw. 
zur Energieversorgung oder Energiequelle. 

Zu Buchstabe b (Satz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 5) 

Die Streichung des Adjektivs „begleitende“ in Nummer 5 
trägt Artikel 1 1 Absatz 2 der Gebäuderichtlinie Rechnung, 
nach dem Modemisierungsempfehlungen den Energieaus- 
weis künftig nicht lediglich „begleiten“, sondern Bestand- 
teil des Energieausweises sind. Die Umstellung von „kos- 
tengünstige“ auf „kosteneffiziente“ Empfehlungen folgt 
dem geänderten Wortlaut der Richtlinie. Eine inhaltliche 
Änderung ist damit nicht verbunden. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 6) 

Die Änderungen in Nummer 6 sollen verdeutlichen, dass 
auf Grund dieser Verordnungsermächtigung auch die Über- 
gabe von Energieausweisen als Pflicht vorgegeben werden 
kann. Gleichzeitig wird in Anlehnung an die Wortwahl der 
Richtlinie anstelle des Begriffs „zugänglich machen“ das 
Wort „vorlegen“ verwendet. Ferner ermöglicht die Erweite- 
rung der Nummer 6, auf Verordnungsebene die Angabe von 
Energiekennwerten in Immobilienanzeigen, insbesondere 
Vermietungs- und Verkaufsanzeigen, in kommerziellen Me- 
dien als Verpflichtung einzuführen. Die Änderungen erfol- 
gen vor dem Hintergrund entsprechender Vorgaben in Arti- 
kel 12 Absatz 2 und 4 der Gebäuderichtlinie. Unter 
kommerziellen Medien sind insbesondere Zeitungen, Zeit- 
schriften, und kostenpflichtige neue Medien, wie Internet, 
zu verstehen. Nicht erfasst werden private, kostenfreie 
Kleinanzeigen, z. B. kostenfreie Aushänge an „schwarzen 
Brettern“ in Supermärkten o. Ä. 

Zu Doppelbuchstabe ec (Nummer 7) 

Die Erweiterung der Verordnungsermächtigung in Nummer 7 
ist erforderlich, weil Artikel 13 Absatz 2 Gebäuderichtlinie 
die Aushangp flicht von Energieausweisen auf bestimmte Ge- 
bäude ausgedehnt hat, in denen starker Publikumsverkehr 
herrscht, der nicht auf einer behördlichen Nutzung beruht. 
Die Gebäuderichtlinie nennt als Beispiele ausdrücklich 
„Ladengeschäfte und Einkaufszentren, Supermärkte, Gast- 
stätten, Theater, Banken und Hotels“ (Erwägungsgrund 24). 

Zu Buchstabe c (Satz 3) 

Die Neufassung des Satzes 3 übernimmt unverändert den 
Inhalt der bisherigen Fassung (Informationsfunktion des 
Energieausweises; vgl. dazu Beschlussempfehlung und Be- 
richt des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 


sen zum Energieeinsparungsgesetz 2005, Bundestagsdruck- 
sache 15/5849, Seite 7). Zusätzlich soll im Hinblick auf die 
Erweiterung der Verordnungsermächtigung des § 5a Satz 2 
Nummer 6 klargestellt werden, dass auch die Angabe 
bestimmter, in einer Rechtsverordnung vorgeschriebener 
Energiekennwerte aus dem Energieausweis in Immobilien- 
anzeigen, wie Vermietungs- und Verkaufsanzeigen, in kom- 
merziellen Medien ebenfalls lediglich der Information dient 
(vgl. zum Informationscharakter des Energieausweises). 
Auch die in kommerziellen Medien angegebenen Daten aus 
dem Energieausweis sollen die Marktteilnehmer lediglich 
unterrichten. Das EnEG begründet in dieser Hinsicht keine 
neuen rechtlichen Wirkungen in Miet- und Kaufverhältnis- 
sen. 

Zu Nummer 4 (§ 7 - Überwachung) 

Zu Buchstabe a (Absatz la - neu) 

Der neue Absatz la soll zur Stärkung des Vollzuges beitra- 
gen. Satz 1 ermächtigt die Bundesregierung, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorgaben zu 
Art und Verfahren der Überwachung von energieeinspar- 
rechtlichen Neubauanforderungen zu regeln. Die Über- 
wachungsmaßnahmen sind von den für den Vollzug zustän- 
digen Ländern durchzuführen. Hintergrund der Ermäch- 
tigung ist die Sicherstellung einer bundeseinheitlichen 
Mindestvorgabe bei den Neubaukontrollen, z. B. die bun- 
desrechtliche Vorgabe zumindest von geeigneten Stich- 
probenkontrollen bei zu errichtenden Gebäuden im Hinblick 
auf die Einhaltung der energetischen Anforderungen. Auf 
der Grundlage des Absatzes la getroffene Regelungen der 
Bundesregierung sind nicht abschließend. Die Länder kön- 
nen im Hinblick auf die materiellen Anforderungen an die 
Art der Überwachung weitergehende Anforderungen fest- 
legen, die über die bundesrechtlichen Mindestvorgaben hin- 
ausgehen; dies erfasst sowohl bereits bestehendes weiterge- 
hendes Landesrecht als auch künftige weitergehende Be- 
stimmungen der Länder. Satz 2 bringt dies aus Klarstel- 
lungsgründen zum Ausdruck. Im Hinblick auf das 
Verfahren bleibt es bei der Befugnis der Länder, hierzu 
gegebenenfalls auch abweichende Regelungen zu treffen. 
Satz 3 dient dem Datenschutz im Zusammenhang mit Rege- 
lungen zu Überwachungsmaßnahmen nach Satz 1. Nach 
Satz 3 körmen in der Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung nach Satz 1 auch Regelungen über die Erhebung, Ver- 
arbeitung und Nutzung von Daten, einschließlich personen- 
bezogener Daten getroffen werden, soweit dies zur Ermög- 
lichung der Durchführung der Überwachung erforderlich 
ist. 

Zu den Buchstaben b bis d (Absatz 2 bis 4) 

Die Änderungen in den Absätzen 2 und 4 sind Folgeände- 
rungen zur Einführung des Niedrigstenergiegebäudestan- 
dards in § 2a in das Gesetz. 

Das Gleiche gilt für die Änderung der Absätze 2 und 3 im 
Hinblick auf den neuen § 7b. Bereits bisher wird in Absatz 2 
durch die Wörter „vorbehaltlich des Absatzes 3“ klar- 
gestellt, dass die Verordnungsermächtigung für die Landes- 
regierung nicht die in Absatz 3 geregelten und der Bundes- 
kompetenz zugewiesenen Gegenstände einschließt. Dies 
dient einer trennscharfen Zuweisung der verschiedenen Er- 
mächtigungsgrundlagen in die Länder- und Bundeskompe- 
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tenz. Die Ergänzung dieser „vorbehaltlich-Klausel“ um den 
Verweis auf § 7b verdeutlicht, dass § 7b spezielle Vorschrif- 
ten, teilweise abweichend von den Vorgaben des § 7, für die 
Einführung eines Stichprobenkontrollsystems für Energie- 
ausweise und Inspektionsberichte, enthält. 

Zu Nummer 5 (§ 7a - Bestätigung durch Private) 

Die Änderung in Absatz 2 ist eine Folgeänderung zur Auf- 
nahme des neuen § 2a. 

Zu Nummer 6 

(§ 7b - neu - Kontrolle von Energieausweisen und Inspek- 
tionsberichten) 

Im Verhältnis zu § 7 handelt es sich bei § 7b um eine spe- 
zielle Verordnungsermächtigung, auf deren Grundlage die 
Regelungen zur Einführung des europarechtlich geforderten 
Kontrollsystems für Energieausweise und Inspektionsbe- 
richte erlassen werden sollen. Mit § 7b sollen die Grund- 
lagen zur Umsetzung der Vorgaben des Artikels 18 sowie 
des Anhangs 11 der Gebäuderichtlinie geschaffen werden. 
Die Grundlagen für die generelle Überwachung der nach 
den Ermächtigungen des EnEG festgelegten Anforderungen 
und Einzelmaßnahmen, die nicht mit dem Kontrollsystem 
iiu Zusammenhang stehen, finden sich nach wie vor in § 7. 

Zu Absatz 1 

Durch Absatz 1 wird die Bundesregierung ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die grundsätzlichen Vorgaben zu Art und Verfahren der Er- 
fassung und der Kontrolle von Energieausweisen sowie von 
Inspektionsberichten für Anlagen und Einrichtungen im 
Sinne des § 3 Absatz 1 zu regeln. 

Die Kontrollen sind von den für den Vollzug zuständigen 
Ländern durchzuführen (vgl. auch Berichtspfhchten der 
Länder nach Satz 4). Was die grundsätzlichen Vorgaben in 
Satz 1 für Art und Verfahren der Erfassung und der Kon- 
trolle von Energieausweisen und Inspektionsberichten an- 
geht, ist allerdings eine einheitliche Regelung der Grund- 
struktur für das gesamte Bundesgebiet geboten, um im Inte- 
resse einer effizienten Durchführung der Kontrollen eine 
Rechtszersplitterung zu vermeiden, bundesweit einen mög- 
lichst einheitlichen Kontrollstandard zu gewährleisten und 
dadurch auch die Umsetzung diesbezüglicher europäischer 
Vorgaben sicherzustellen. Bundesweit einheitliche Rahmen- 
vorgaben, z. B. hinsichtlich der Erfassung von Energieaus- 
weisen und Inspektionsberichten, der Aufbewahrungs- und 
Herausgabepflichten von Unterlagen, schaffen Rechtssi- 
cherheit seitens der Verpflichteten und erleichtern Energie- 
ausweisausstellem und Inspekteuren von Anlagen, länder- 
übergreifend tätig zu werden. 

Satz 2 legt beispielhaft fest, worauf sich die bundesrechtli- 
chen Regelungen nach Satz 1 beziehen körmen. Die Vorga- 
ben nach Nuiumer 1 betreffen Regelungen zu Inhalt und 
Uiufang sowie zur Ausgestaltung der Kontrollen. Hier kann 
es beispielsweise darum gehen, ob die Kontrollen als Stich- 
probenkontrollen durchgeführt werden und mit welcher 
Intensität die Prüfung von Energieausweisen bzw. Inspek- 
tionsberichten grundsätzlich vorgenommen wird. Insoweit 
sollen die Vorgaben des Anhangs 11 Nummer 1 der Gebäu- 
derichtlinie umgesetzt werden. Die Gebäuderichtlinie sieht 


verschiedene Prüfoptionen vor, die sich in ihrer Intensität 
unterscheiden und von einer reinen Plausibilitätskontrolle 
bis hin zu einer vollständigen Prüfung, falls möglich - ins- 
besondere auf Grund des Einverständnisses des Eigen- 
tümers - einschließlich einer Inaugenscheinnahme des Ge- 
bäudes, reichen können. Die bundesrechtlichen Regelungen 
nach Nummer 2 können auch der Erfassung von Energie- 
ausweisen und Inspektionsberichten dienen. Dabei wird es 
in der Regel uiu die Erfassung neu ausgestellter Energieaus- 
weise und Inspektionsberichte gehen, insbesondere durch 
Mitteilungspflichten über Neuausstellungen, Pflichten zur 
Beantragung und Verwendung von Registriemummem so- 
wie Bestiiumungen zur Zuteilung von Registriemummem. 
Im Sinne der EU-rechtlichen Vorgaben muss eine Kontrolle 
von neuen Energieausweisen und Inspektionsberichten, die 
nach Inkrafttreten der nationalen Uiusetzungsregelungen er- 
stellt wurden, vorgesehen werden. Die Erfassung weniger 
Gmnddaten von Energieausweisen und Inspektionsberich- 
ten ist erforderlich, weil andernfalls die kontrollierenden 
Behörden oder Stellen keine Kenntnis von der Ausstellung 
von Energieausweisen und Inspektionsberichten erhielten, 
auf die sich ihre Kontrollen beziehen sollen. Die Verord- 
nungsermächtigung bezieht sich nach Nummer 3 auch auf 
Regelungen zu Aufbewahmngs- und Herausgabepflichten 
von Energieausweisen bzw. Inspektionsberichten und von 
bei der Erstellung erhobenen, gespeicherten und genutzten 
Daten zur Durchfühmng der Kontrolle. Damit Kontrollen 
durchgeführt werden können, müssen die Energieausweise 
und Inspektionsberichte vorhanden sein und den Kontroll- 
stellen auf Verlangen herausgegeben werden. Dies erfordert 
Aufbewahmngs- und Herausgabepflichten nicht nur hin- 
sichtlich der Energieausweise und Inspektionsberichte, son- 
dern auch hinsichtlich der bei deren Anfertigung verwende- 
ten Daten. Ohne die verwendeten Eingabedaten ist eine 
Kontrolle der Ergebnisse in den Energieausweisen bzw. In- 
spektionsberichten unmöglich. Bei den Regelungen in der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 bzw. bei den ergänzenden 
landesrechtlichen Regelungen nach Absatz 3 wird zu be- 
rücksichtigen sein, dass je nach Intensität der Kontrolle in 
unterschiedlichem Umfang Daten benötigt werden. 

Satz 3 dient dem Datenschutz im Zusammenhang mit den 
Kontrollen. Bei der Kontrolle von Energieausweisen und 
Inspektionsberichten auf der Gmndlage von Rechtsverord- 
nungen nach Satz 1 müssen datenschutzrechtlich relevante 
Daten, also einschließlich personenbezogener Daten, erho- 
ben, verarbeitet und genutzt werden. Dies karm insbeson- 
dere der Fall sein, wenn im Rahmen der Kontrolle von 
Energieausweisen oder von Inspektionsberichten Gebäude- 
daten, ggf. einschließlich der Adresse, an die Kontrollstelle 
herausgegeben werden müssen. 

Satz 4 ermächtigt die Bundesregiemng, in der Rechtsver- 
ordnung nach Satz 1 auch Berichtspflichten der Länder über 
die Durchfühmng der Kontrollen zu regeln. Solche Berichte 
ermöglichen einen Überblick über die Ergebnisse der Kon- 
trollen von Energieausweisen bzw. Inspektionsberichten 
und damit die Bewertung, wo etwaiges Verbessemngs- 
potential liegen könnte. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 ermächtigt die Bundesregiemng, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für eine Über- 
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gangszeit eine Regelung zur Übertragung von Aufgaben auf 
bestehende Behörden der Länder zu Zwecken des Stich- 
probenkontrollsystems für Energieausweise und Inspek- 
tionsberichte zu treffen. Aufgegriffen wird damit die grund- 
gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des Artikels 84 Absatz 1 
Satz 2 GG. 

Die Möglichkeit, nach Absatz 2 kraft Bundesrechts in einer 
Übergangszeit auch die Übertragung auf Landesbehörden 
zu regeln, ist vor allem den zeitlichen Vorgaben der europa- 
rechtlichen Umsetzung bei der Einrichtung des unabhängi- 
gen Stichprobenkontrollsystems geschuldet. Dabei wird die 
Ermächtigung des Bundesgesetzgebers dahingehend einge- 
schränkt, dass er lediglich bereits bestehende Landesbehör- 
den übergangsweise für zuständig erklären darf. Die „Über- 
gangszeit“, für die der Bundesgesetzgeber regelnd tätig 
werden darf, wird verknüpft mit dem Zeitpunkt „bis die 
Einrichtung der Behörden im jeweiligen Land landesrecht- 
lich geregelt ist“. Dabei ist der Erlass von landesrechtlichen 
Regelungen zu dieser Materie in allen Ländern maßgeblich, 
nicht in einem einzelnen Land. Im Übrigen kommt es bei 
dem Zeitpunkt, bis zu dem der jeweilige Landesgesetzgeber 
tätig geworden ist, auf den Erlass landesrechtlicher Übertra- 
gungsregelungen speziell zu dieser Materie an, zu der die 
Bundesregierung übergangsweise eine Übertragung auf be- 
stehende Landesbehörden vorgesehen hat. 

Durch die in Satz 1 enthaltene übergangsweise Ermächti- 
gung des Bundesgesetzgebers sollen so zügig wie möglich, 
also auch schon in der Übergangszeit bis zur dauerhaften 
Regelung durch die Länder, die organisatorisch erforder- 
lichen Voraussetzungen für die Erfassung und für bestimmte 
Kontrollmaßnahmen von neu ausgestellten Energieauswei- 
sen und Inspektionsberichten geschaffen werden. Dies ge- 
schieht in der Regel im Rahmen des Vollzugs von Bundes- 
gesetzen auf Landesebene. Erforderlich hierfür sind Recht- 
setzungsverfahren der Länder. Diese Verfahren können erst 
nach Verabschiedung des geänderten EnEG und der Ände- 
rungsverordnung zur EnEV einsetzen. Mit Blick auf die 
sich aus europarechtlichen Umsetzungsfristen ergebenden 
zeitlichen Zwänge soll deswegen für eine Übergangszeit die 
Regelung zur Aufgabenübertragung auf Landesbehörden 
durch Bundesrecht ermöglicht werden. Die Länder können 
nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 2 GG von den bundesrecht- 
lichen Regelungen abweichen. 

Bei den zu übertragenden Aufgaben besteht ein enger Sach- 
zusammenhang mit den beispielhaft („Insbesondere“-Auf- 
zählung) in Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 bis 3 genannten Tä- 
tigkeiten und Maßnahmen. Genannt werden in Satz 1 Auf- 
gaben zur Erfassung und Kontrolle von Energieausweisen 
und Inspektionsberichten. 

In Satz 2 wird eine Konkretisierung der bundesrechtlichen 
Übertragungsmöglichkeit bezüglich der Erfassungs- und 
Kontrollaufgaben vorgenommen. Eine bundesrechtliche 
Übertragung auf Landesbehörden soll nur bei Kontrollmaß- 
nahmen in Betracht kommen, die elektronisch durchgeführt 
werden können, also weder die Heranziehung von papierge- 
bundenen Unterlagen und deren hündische Überprüfüng 
noch Vor-Ort-Maßnahmen erfordern. 

Da es bei den Aufgaben, deren Übertragung auf bestehende 
Landesbehörden aus den genannten Gründen für eine Über- 
gangszeit vom Bundesgesetzgeber geregelt werden darf, um 
die Ausführung von Bundesrecht durch die Länder geht, ha- 


ben hierfür die Länder die Kosten zu tragen (Artikel 104a 
Absatz 1 GG). Eine Mitfinanzierung durch den Bund 
kommt nicht in Betracht. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 ermächtigt die Länder, durch Rechtsverordnung 
und aufbauend auf den nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 erlas- 
senen bundesrechtlichen Regelungen zum Kontrollsystem 
ergänzende Vorschriften zur Art und zum Verfahren zu er- 
lassen. 

Aufbauend auf dem bundeseinheitlichen, grundsätzlichen 
Gerüst für ein Erfassungs- und Kontrollsystem ist Raum für 
weitere Detailregelungen auf Landesebene (hinsichtlich der 
Art der Kontrolle, z. B. wie viele Energieausweise werden 
der weniger anspruchsvollen PrüfVariante unterzogen und 
wie viele sind auf der Grundlage einer intensiveren Prüf- 
variante zu untersuchen). Soweit in den nach Absatz 3 erlas- 
senen Rechtsverordnungen der Landesregierungen in Er- 
gänzung zu den bundesrechtlichen Bestimmungen nach Ab- 
satz 1 Satz 3 ergänzende datenschutzrechtliche Absicherun- 
gen erforderlich werden sollten, wären diese landesrechtlich 
zu regeln. 

Absatz 3 verdeutlicht, dass die bundesrechtlichen Regelun- 
gen auf der Grundlage des Absatzes 1 Satz 1 bis 3 nicht ab- 
schließend sind und dass die Länder auf der Grundlage des 
bundesrechtlichen, grundsätzlichen Gerüsts zur Art der Er- 
fassung und Kontrolle weitergehende und konkretisierende 
(Nummer 1) sowie zum Verfahren abweichende (Nummer 2) 
Regelungen im Weg der Rechtsverordnung erlassen können. 

Einer detaillierteren Regelung durch die Länder nicht zu- 
gänglich sind die bundesrechtlichen Regelungen nach Ab- 
satz 1 Satz 4 über Berichtspflichten der Länder. Absatz 1 
Satz 4 wird deswegen in Absatz 3 nicht in Bezug genom- 
men. 

Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 Satz 1 haben die Länder die Möglichkeit, die 
im Rahmen des Vollzugs erforderlichen Zuständigkeits- und 
Übertragungsregelungen im Wege der Rechtsverordnung zu 
treffen. Dies betrifft zum einen die dauerhafte Übertragung 
von Aufgaben auf Landesbehörden, für die die Bundes- 
regierung auf der Grundlage des Absatzes 2 eine übergangs- 
weise Übertragung auf Landesbehörden geregelt hat. Dabei 
ist beispielsweise auch eine Übertragung auf eine andere 
Landesbehörde denkbar als diejenige, auf die der Bund 
übergangsweise übertragen hat. Darüber hinaus wird von 
der Übertragungsmöglichkeit nach Satz 1 auch die erst- 
malige Übertragung von Aufgaben erfasst, für die eine 
übergangsweise bundesrechtliche Übertragung nicht vorge- 
sehen ist (beispielsweise von Kontrollaufgaben, die nicht 
elektronisch durchgeführt werden können, vergleiche Ab- 
satz 2 Satz 2). 

Satz 1 ermächtigt in Nummer 1 die Landesregierungen, im 
Wege der Rechtsverordnung bestehende Landesbehörden 
mit den Aufgaben der Erfassung und Kontrolle von Ener- 
gieausweisen und Inspektionsberichten zu betrauen; dies ist 
der Grundfall, der sich aus der Verwaltungshoheit der Län- 
der ergibt. Hiervon erfasst sind auch Übertragungen z. B. 
auf Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts, 
die ebenfalls Behörden darstellen. Satz 1 Nummer 2 er- 
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mächtigt die Landesregierungen ferner, die oben genannten 
Aufgaben auf Fachvereinigungen oder Sachverständige im 
Wege der Beleihung zu übertragen. Ob und inwieweit darü- 
ber hinaus weitere Delegationen bzw. Übertragungen auf 
Landesebene zum Beispiel auf Private unter Einhaltung der 
verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Anforderungen 
zulässig sind beziehungsweise vorgenommen werden, hängt 
von den konkreten Einzelheiten der beabsichtigten Übertra- 
gung ab und fallt in die Verantwortung des jeweiligen Lan- 
des. 

Satz 2 erster Halbsatz regelt, dass die Landesregierungen in 
der Rechtsverordnung zur Übertragung auf Beliehene nach 
Satz 1 Nummer 2 auch die Voraussetzungen und das Verfah- 
ren der Beleihung regeln können. 

Satz 2 zweiter Halbsatz legt fest, dass bei der Übertragung 
durch Rechtsverordnung der jeweiligen Landesregierung 
auf Beliehene sichergestellt werden muss, dass die Aufga- 
benwahmehmung entsprechend den nach den Absätzen 1 
bis 3 bundesrechtlich und ggf ergänzend auch landesrecht- 
lich vorgegebenen Regelungen erfolgen muss. Dies dient 
auch der Umsetzung des Artikel 1 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 
Gebäuderichtlinie. 

Satz 3 stellt klar, dass Beliehene der behördlichen Aufsicht 
unterstehen. 

Zu Nummer 7 (§ 8 - Bußgeldvorschriften) 

Die Änderungen des Absatzes 1 und die Einfügung eines 
neuen Absatzes 2 sollen auf der Ebene der Rechtsverord- 
nung den Erlass von Ordnungswidrigkeiten ermöglichen. 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1) 

Zur Verlagerung des § 3 Absatz 2 siehe die dortige Begrün- 
dung zu Nummer 2. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 2 und 3) 

Die Nummern 2 und 3 sollen neu gefasst werden. 

Zu Nummer 2 

ln Nummer 2 soll der bisher in Nummer 1 geregelte Tatbe- 
stand des § 3 Absatz 2 eingefügt werden; im Übrigen bleibt 
der Tatbestand unverändert. Zweck der Ergänzung ist es, Tat- 
bestände mit gleichem Unrechtsgehalt (§ 3 Absatz 2, § 5a) 
auch beim Bußgeldrahmen gleich zu behandeln. Ohne die 
Neuregelung würden z. B. bestimmte, vom Unrechtsgehalt 
her vergleichbare Verstöße gegen § 5a (Energieausweise) 
und § 3 Absatz 2 (Betrieb von Anlagen) mit unterschiedlich 
hohen Geldbußen bedroht (15 000 bzw. 50 000 Euro). So sol- 
len künftig die Ausstellung eines Energieausweises und die 
Inspektion einer Klimaanlage durch Personen, die keine Aus- 
stellungsberechtigung haben (mangelnde Qualifikation), 
demselben Bußgeldrahmen unterliegen. Das Gleiche gilt für 


den Verstoß gegen die Pflicht, als Betreiber einer Klimaan- 
lage für deren Inspektion zu sorgen, und die Parallele bei den 
Energieausweisen, den Verstoß gegen die Pflicht zur Vorlage 
eines Energieausweises. Auch die anderen, auf den Betrieb 
von Anlagen bezogenen Tatbestände des § 3 Absatz 2, wie 
Wartung, Instandhaltung, bestimmungsgemäße Nutzung, be- 
dürfen einer Neuordnung, weil sie andernfalls mit den we- 
sentlich schwereren Verstößen gegen Neubau- und Modemi- 
sierungsvorschriften weiterhin auf eine Stufe gestellt wären. 

Hiervon ausgehend soll der Bußgeldrahmen für die Tat- 
bestände des § 3 Absatz 2 Satz 1 an jenen für Energieaus- 
weise angepasst werden. Dies knüpft an die Entscheidung 
des Gesetzgebers der Novelle 2005 an, mit der die Ober- 
grenze für Energieausweisverstöße auf 15 000 Euro fest- 
gelegt wurde (vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen des 
Deutschen Bundestages, Bundestagsdrucksache 15/5849, 
Seite 7 zu Nummer 2). 

Zu Numruer 3 

In Nummer 3 wird die Bewehrung von Verstößen gegen 
Vorgaben zu dem Stichprobenkontrollsystem für Energie- 
ausweise und Inspektionsberichte über Klimaanlagen (§ 7b 
Absatz 1 Satz 1 oder 3 oder § 7b Absatz 3) ermöglicht. Im 
Übrigen bleibt auch dieser Tatbestand unverändert. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 neu) 

Der neu eingefügte Absatz 2 enthält eine zusätzlich aufge- 
nommene Bewehrung bei Verstößen gegen die Anforderun- 
gen des Niedrigstenergiegebäudestandards (§ 2a Absatz 1 
Satz 1 in Verbindung mit der Rechtsverordnung nach § 2a 
Absatz 2). Die entsprechenden Anforderungen werden al- 
lerdings erst mittelfristig (ab 2021) wirksam; vgl. dazu die 
Begründung zu Nummer 1 . Die Aufnahme als ein neuer Ab- 
satz 2 erfolgt aus Gründen der RechtsfÖrmlichkeit. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Es handelt sich uru eine Folgeänderung zur Einfügung des 
neuen Absatzes 2 sowie uru die Festlegung des Bußgeldrah- 
mens für den im neuen Absatz 2 geregelten Bußgeldtatbe- 
stand. 

Zu Artikel 2 (Bekanntmachungserlaubnis) 

Artikel 2 enthält die übliche Bekanntmachungserlaubnis. 
Die Formuliemng „gemeinsam bekannt machen“ verdeut- 
licht, dass dadurch eine gemeinsame Bekanntmachung der 
Neufassung des Gesetzes durch die beiden zusammen feder- 
führenden Ministerien erlaubt wird. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Re- 
gelungsvorhabens geprüft. 

1. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

Keine Auswirkungen 

Wirtschaft 

Keine Auswirkungen 

Verwaltung 

Keine Auswirkungen 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines 
gesetzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Re- 
gelungsvorhaben. 


11. Im Einzelnen 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/31/ 
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäu- 
den (Neufassung). Es schafft im Wesentlichen die Ermächti- 
gungsgrundlage: 

- Zur Einführung von Niedrigstenergiestandards für Neu- 
bauten (für nach dem 3 1 . Dezember 2020 errichtete Ge- 
bäude Privater und für nach dem 31. Dezember 2018 
von Behörden errichtete Gebäude (Eigentum) bzw. Ge- 
bäude, die sich in deren Nutzung befinden), 

- zur Stärkung des Energieausweises zur Umsetzung von 
Vorgaben der Artikel 11 bis 13 der EU-Richtlinie und 

- zur Einführung eines unabhängigen Stichprobenkont- 
rollsystems für Energieausweise und Inspektionsberichte 
für Klimaanlagen sowie die Anforderungen an die Qua- 
lifikation für zur Durchführung der Inspektion Berech- 
tigte zur Umsetzung des Artikel 18 der EU-Richtlinie 
(Vollzug Länder). 

Darüber hinaus werden neue Ordnungswidrigkeitentatbe- 
stände zur effektiven Umsetzung der Richtlinie geschaffen. 

Erfüllungsaufwand 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den 
Erfüllungsaufwand von Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft 
und Verwaltung. Der mit der Umsetzung der EU-Richtlinie 
einhergehende Erfüllungsaufwand ergibt sich aus der 
gleichzeitig vom Ressort übersandten zweiten Verordnung 
zur Änderung der Energieeinsparverordnung, da dort die je- 
weiligen Anforderungen geregelt werden. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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